
Allgemeine Geschäfts- und Lieferbedingungen der W. Vogt Vertriebs GmbH                                              Stand 01.05.2023 
 
 

§ 1 Geltungsbereich, Form 

(1) Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote der W. 
Vogt Vertriebs GmbH -nachfolgend „Verkäufer“- er-
folgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen 
Geschäfts- und Lieferbedingungen. Diese sind Be-
standteil aller Verträge, die der Verkäufer mit seinen 
Vertragspartnern -nachfolgend auch „Auftraggeber“ 
genannt- über die von ihm angebotenen Lieferun-
gen oder Leistungen schließt. Sie gelten auch für 
alle zukünftigen Lieferungen, Leistungen oder An-
gebote an den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht 
nochmals gesondert vereinbart werden. 

(2) Die vorliegenden Allgemeinen Geschäfts- und Lie-
ferbedingungen gelten für alle Geschäftsbeziehun-
gen zwischen Verkäufer und Auftraggeber. Sie gel-
ten nur, wenn der Auftraggeber Unternehmer ge-
mäß § 14 BGB, eine juristische Person des öffentli-
chen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen ist. 

(3) Die Allgemeinen Geschäfts- und Lieferbedingungen 
gelten, sofern nichts anderes vereinbart ist, in der 
zum Zeitpunkt der Bestellung des Auftraggebers 
gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Text-
form mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung 
auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass 
in jedem Einzelfall wieder auf sie hinzuweisen ist. 

(4) Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder 
Dritter finden keine Anwendung, auch wenn der 
Verkäufer ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert 
widerspricht. Selbst wenn der Verkäufer auf ein 
Schreiben Bezug nimmt, das Geschäftsbedingun-
gen des Auftraggebers oder eines Dritten enthält o-
der auf solche verweist, liegt darin kein Einverständ-
nis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen. 

(5) Die vorliegenden Allgemeinen Geschäfts- und Lie-
ferbedingungen gelten ausschließlich. Abwei-
chende, entgegenstehende oder ergänzende Allge-
meine Geschäftsbedingungen des Auftraggebers 
werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, 
als der Verkäufer ihrer Geltung ausdrücklich zuge-
stimmt habt. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in 
jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn der 
Verkäufer in Kenntnis der Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen des Auftraggebers die Lieferung an ihn 
vorbehaltlos ausführt. 

(6) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarun-
gen mit dem Auftraggeber -einschließlich Nebenab-
reden, Ergänzungen und Änderungen- haben in je-
dem Fall Vorrang vor diesen Allgemeinen Ge-
schäfts- und Lieferbedingungen. Für den Inhalt der-
artiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Ge-
genbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. eine 
schriftliche Bestätigung maßgebend. 

(7) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des 
Auftraggebers in Bezug auf den Vertrag -z.B. Frist-
setzung, Mängelanzeige, Rücktritt oder Minderung-
, sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform -z.B. 

Brief, E-Mail, Telefax- abzugeben. Gesetzliche 
Formvorschriften und weitere Nachweise insbeson-
dere bei Zweifeln über die Legitimation des Erklä-
renden bleiben unberührt. 

§ 2 Angebot und Vertragsabschluss 

(1) Alle Angebote des Verkäufers sind freibleibend 
und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als 
verbindlich gekennzeichnet sind oder eine be-
stimmte Annahmefrist enthalten.  

(2) Die Bestellung der Ware durch den Auftraggeber 
gilt als verbindliches Vertragsangebot. Sofern sich 
aus der Bestellung nichts anderes ergibt, ist der 
Verkäufer berechtigt, dieses Vertragsangebot in-
nerhalb von 4 Wochen nach Zugang anzunehmen. 

(3) Die Annahme kann entweder schriftlich durch Auf-
tragsbestätigung oder durch Auslieferung der 
Ware durch den Verkäufer erfolgen. 

(4) Vor Annahme eines Auftrages kann im Zweifelsfall 
die Prüfung bzw. der Nachweis der Kreditwürdig-
keit des Auftraggebers vorausgesetzt werden. 

(5) Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwi-
schen Verkäufer und Auftraggeber ist der schrift-
lich geschlossene Kaufvertrag, einschließlich die-
ser Allgemeinen Geschäfts- und Lieferbedingun-
gen. Der Kaufvertrag kommt zustande, wenn die 
Bestellung innerhalb der in Absatz 2 genannten 
Frist schriftlich bestätigt worden ist oder durch 
frühere Auslieferung. Die schriftliche Auftragsbe-
stätigung oder bei früherer Auslieferung das Ange-
bot des Verkäufers geben alle Abreden zwischen 
den Vertragsparteien zum Vertragsgegenstand 
vollständig wieder. Mündliche Zusagen des Ver-
käufers vor Abschluss dieses Vertrages sind recht-
lich unverbindlich und mündliche Abreden der Ver-
tragsparteien werden durch den schriftlichen Ver-
trag ersetzt, sofern sich nicht jeweils ausdrücklich 
aus ihnen ergibt, dass sie verbindlich fortgelten. 

(6) Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen 
Vereinbarungen einschließlich dieser Allgemeinen 
Geschäfts- und Lieferbedingungen bedürfen zu ih-
rer Wirksamkeit der Schriftform. Mit Ausnahme von 
Geschäftsführern oder Prokuristen sind die Mitar-
beiter des Verkäufers nicht berechtigt, von der 
schriftlichen Vereinbarung abweichende mündli-
che Abreden zu treffen. Zur Wahrung der Schrift-
form genügt die telekommunikative Übermittlung, 
insbes. per Telefax oder per E-Mail, sofern die Ko-
pie der unterschriebenen Erklärung übermittelt 
wird. 

(7) Angaben des Verkäufers zum Gegenstand der Lie-
ferung oder Leistung -z.B. Gewichte, Maße, Ge-
brauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und tech-
nische Daten- sowie Darstellungen des Verkäufers 
desselben -z.B. Zeichnungen und Abbildungen- 
sind nur annähernd maßgeblich, soweit nicht die 
Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen 
Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. 

Sie sind keine garantierten Beschaffenheitsmerk-
male, sondern Beschreibungen oder Kennzeich-
nungen der Lieferung oder Leistung. Handelsübli-
che Abweichungen und Abweichungen, die auf-
grund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder tech-
nische Verbesserungen darstellen, sowie die Er-
setzung von Bauteilen durch gleichwertige Teile 
sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum 
vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträch-
tigen. 

(8) Alle technischen Berechnungen und Unterlagen 
erfolgen nach DIN ISO 70020. Konkrete Nutzungs-
zusagen müssen schriftlich vereinbart werden. 

(9) Der Verkäufer behält sich das Eigentum oder Ur-
heberrecht an allen von ihm abgegebenen Ange-
boten und Kostenvoranschlägen sowie dem Auf-
traggeber zur Verfügung gestellten Zeichnungen, 
Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalo-
gen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterla-
gen und Hilfsmitteln vor. Der Auftraggeber darf 
diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zustim-
mung des Verkäufers weder als solche noch inhalt-
lich Dritten zugänglich machen, sie bekannt geben, 
selbst oder durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. 
Er hat auf Verlangen des Verkäufers diese Gegen-
stände vollständig an diesen zurückzugeben und 
eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, wenn sie 
von ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
nicht mehr benötigt werden oder wenn Verhand-
lungen nicht zum Abschluss eines Vertrages füh-
ren. Ausgenommen hiervon ist die Speicherung 
elektronisch zur Verfügung gestellter Daten zum 
Zwecke üblicher Datensicherung. 

§ 3 Preise und Zahlung 

(1) Sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist, 
gelten die jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses aktuellen Preislisten. Die Preise verste-
hen sich in EUR ab Lieferwerk, bzw. Lager ohne 
Verladung, Verpackung oder Versicherung sowie 
ohne Montage, zzgl. der gesetzlichen Mehrwert-
steuer. 

(2) Soweit den vereinbarten Preisen die Listenpreise 
des Verkäufers zugrunde liegen und die Lieferung 
erst mehr als vier Monate nach Vertragsschluss er-
folgen soll, gelten die bei Lieferung gültigen Listen-
preise des Verkäufers. 

(3) Rechnungsbeträge sind sofern nicht etwas ande-
res schriftlich vereinbart wie folgt zu zahlen: 
a. 30% des Kaufpreises bei Bestellung und Vor-

lage der Anzahlungsrechnung. 
b. Der Rest bei Erhalt der Versandbereitschafts-

anzeige, spätestens zum Zeitpunkt der Liefe-
rung und Vorlage der Schlussrechnung. 

(4) Rechnungen sind sofort ohne Abzug von Skonto 
zur Zahlung fällig. 

(5) Maßgebend für das Datum der Zahlung ist der Ein-
gang beim Verkäufer. Die Zahlung per Scheck o-
der Wechsel ist ausgeschlossen, sofern sie nicht 

im Einzelfall gesondert vereinbart wird. Die anfal-
lenden Einziehungs- und Diskontspesen hat der 
Auftraggeber zu tragen. Leistet der Auftraggeber 
bei Fälligkeit nicht, so sind die ausstehenden Be-
träge ab dem Tag der Fälligkeit mit 5 %(Verbrau-
chergeschäft) und 9% (Handelsgeschäft) p. a. 
über dem Basiszinssatz zu verzinsen; die Geltend-
machung höherer Zinsen und weiterer Schäden im 
Falle des Verzugs bleibt unberührt. Zusätzlich ist 
beim Handelsgeschäft eine Verzugspauschale in 
Höhe von 40 Euro gemäß BGB § 288 (5) zu be-
rücksichtigen 
für Schuldverhältnisse ab 29.07.2014 (Schuldner 
muss Unternehmer sein). 

(6) Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auf-
traggebers oder die Zurückbehaltung von Zahlun-
gen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, so-
weit die Gegenansprüche unbestritten oder rechts-
kräftig festgestellt sind oder sich aus demselben 
Auftrag ergeben, unter dem die betreffende Liefe-
rung erfolgt ist. 

(7) Der Verkäufer ist berechtigt, noch ausstehende 
Lieferungen oder Leistungen nur gegen Voraus-
zahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen o-
der zu erbringen, wenn ihm nach Abschluss des 
Vertrages Umstände bekannt werden, welche die 
Kreditwürdigkeit des Auftraggebers wesentlich zu 
mindern geeignet sind und durch welche die Be-
zahlung der offenen Forderungen des Verkäufers 
durch den Auftraggeber aus dem jeweiligen Ver-
tragsverhältnis -einschließlich aus anderen Einzel-
aufträgen, für die derselbe Rahmenvertrag gilt- ge-
fährdet wird. Der Verkäufer ist in diesem Fall nach 
den gesetzlichen Vorschriften auch zur Leistungs-
verweigerung und -gegebenenfalls nach Fristset-
zung- zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei 
Verträgen über die Herstellung von unvertretbaren 
Sachen - Einzelanfertigungen – kann der Verkäu-
fer auch sofort den Rücktritt erklären; die gesetzli-
chen Regelungen über die Entbehrlichkeit der 
Fristsetzung bleiben unberührt.  

(8) Geleisteter Arbeitsaufwand unserer Verkaufstech-
niker aufgrund erforderlicher Umbauarbeiten oder 
nachträglicher Sonderwünsche nach unterschrie-
bener Auftragsbestätigung, werden mit einem Satz 
von 99,00 EUR pro Stunde in Rechnung gestellt 

§ 4 Lieferfrist und Lieferverzug 

1) Die Lieferfrist wird individuell vereinbart bzw. vom 
Verkäufer bei Annahme der Bestellung angege-
ben.  

2) Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem 
Ablauf der Liefergegenstand das Werk verlassen 
hat oder die Anzeige der Fertigstellung bzw. Ver-
sandbereitschaft gegenüber dem Auftraggeber er-
folgt ist. 

3) Sofern verbindliche Lieferfristen aus Gründen, die 
der Verkäufer nicht zu vertreten hat, nicht einhalten 
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werden können -z.B. wegen der Nichtverfügbarkeit 
der Leistung-, wird der Auftraggeber hierüber un-
verzüglich informiert werden und gleichzeitig die 
voraussichtliche, neue Lieferfrist mitgeteilt. Ist die 
Leistung auch innerhalb der neuen Lieferfrist nicht 
verfügbar, ist der Verkäufer berechtigt, ganz oder 
teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits 
erbrachte Gegenleistung des Auftraggebers wird 
unverzüglich erstattet. Als Fall der Nichtverfügbar-
keit der Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere 
die nicht rechtzeitige Selbstbelieferung durch die 
Zulieferer des Verkäufers, wenn ein kongruentes 
Deckungsgeschäft abgeschlossen worden ist, we-
der dem Verkäufer noch dem Zulieferer ein Ver-
schulden trifft oder der Verkäufer im Einzelfall zur 
Beschaffung nicht verpflichtet ist. 

4) Der Eintritt des Lieferverzugs bestimmt sich nach 
den gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist 
aber eine Mahnung durch den Auftraggeber erfor-
derlich. Gerät der Verkäufer in Lieferverzug, so 
kann der Auftraggeber pauschalierten Ersatz sei-
nes Verzugsschadens verlangen. Die Schadens-
pauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwo-
che des Verzugs 0,5% des Nettopreises -Liefer-
wert-, insgesamt jedoch höchstens 5% des Liefer-
werts der verspätet gelieferten Ware. Dem Verkäu-
fer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Auf-
traggeber gar kein Schaden oder nur ein wesent-
lich geringerer Schaden als vorstehende Pau-
schale entstanden ist. 

5) Die Rechte des Auftraggebers gem. § 9 dieser All-
gemeinen Geschäft- und Lieferbedingungen und 
die gesetzlichen Rechte, insbesondere bei einem 
Ausschluss der Leistungspflicht -z.B. aufgrund Un-
möglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung 
und/oder Nacherfüllung-, bleiben unberührt. 

§ 5 Lieferung, Gefahrübergang, Abnahme 

(1) Die Lieferung erfolgt ab Werk des Aufbauherstel-
lers, wo auch der Erfüllungsort für die Lieferung 
und eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen 
und Kosten des Auftraggebers wird die Ware an 
einen anderen Bestimmungsort versandt -Versen-
dungskauf-. Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
ist, ist der Verkäufer berechtigt, die Art der Versen-
dung -insbesondere Transportunternehmen, Ver-
sandweg, Verpackung- selbst zu bestimmen. 

(2) Der Transport vom Herstellerwerk zum Montage-
betrieb und das Abladen der Gegenstände gehö-
ren zu den Aufgaben des Auftraggebers und erfol-
gen auf seine Kosten, auch wenn frachtfrei gelie-
fert wird. 

(3) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zu-
fälligen Verschlechterung der Ware geht spätes-
tens mit der Übergabe auf den Auftraggeber über. 
Beim Versendungskauf geht jedoch die Gefahr des 

zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-
schlechterung der Ware sowie die Verzögerungs-
gefahr bereits mit Auslieferung der Ware an den 
Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur 
Ausführung der Versendung bestimmten Person 
oder Anstalt über. Soweit eine Abnahme vereinbart 
ist, ist diese für den Gefahrübergang maßgebend. 
Auch im Übrigen gelten für eine vereinbarte Ab-
nahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkver-
tragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Ab-
nahme steht es gleich, wenn der Käufer im Verzug 
der Annahme ist. 

(4) Die Abnahme erfolgt im Werk des Aufbauherstel-
lers, sofern keine andere Vereinbarung getroffen 
worden ist. 

(5) Die Abnahmeprüfungen von Kränen oder Hebege-
räten durch den TÜV und UVV-Prüfungen sind 
vom Auftraggeber selbst zu beantragen. 

§6 Verzug des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat die Ware innerhalb einer Wo-
che nach Erhalt unserer Übergabeanzeige am 
Auslieferungsort zu übernehmen. Verzögert sich 
die Übergabe aus Gründen, die der Auftraggeber 
zu vertreten hat, so hat er uns die hierdurch ent-
stehenden Kosten, insbesondere die Kosten der 
Unterstellung und Wartung zu ersetzen. Ab der 3. 
Woche nach Zugang der Übergabeanzeige kön-
nen wir für jede angefangene Woche ein Lagergeld 
in Höhe von 0,125 % des Rechnungsbetrages be-
rechnen, höchstens jedoch 5 %. Dem Auftragge-
ber ist der Nachweis gestattet, dass uns kein Scha-
den oder ein wesentlich geringerer Schaden ent-
standen ist. Ebenso ist uns der Nachweis gestattet, 
dass ein höherer Schaden entstanden ist. Weiter-
gehende Ansprüche bei Nichtabnahme und Nicht-
übergabe wegen Zahlungsverzugs bleiben beste-
hen. 

(2) Bei Zahlungsverzug des Auftraggebers können wir 
Zinsen in Höhe von 8 % über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz berechnen; ein eventuell weiterer 
Schaden bleibt davon unberührt. 

(3) Bei Zahlungs- oder Annahmeverzug des Auftrag-
gebers sind wir ferner berechtigt, nach Setzung ei-
ner Frist von 2 Wochen zur Abnahme und / oder 
Zahlung von Vertrag zurückzutreten oder Scha-
densersatz statt der Leistung zu verlangen. Neh-
men wir den Auftraggeber auf Schadensersatz 
statt der Leistung in Anspruch, beträgt unser Scha-
den 15 % der Nettoforderung aus dem Auftrag, es 
sei denn, wir weisen dem Auftraggeber einen hö-
heren oder dieser uns einen geringeren Schaden 
nach. Sofern für uns ein Unternehmerpfandrecht 
begründet ist, können wir nach vorheriger schriftli-
cher Androhung den Vertragsgegenstand freihän-
dig verwerten. 

(4) Im Falle des Vorhandenseins von Mängeln steht 
dem Auftraggeber ein Zurückbehaltungsrecht nicht 
zu, es sei denn, die Lieferung ist offensichtlich 
mangelhaft bzw. dem Auftraggeber steht offen-
sichtlich ein Recht zur Verweigerung der Abnahme 
der Arbeiten zu; in einem solchen Fall ist der Auf-
traggeber nur zur Zurückbehaltung berechtigt, so-
weit der einbehaltene Betrag im angemessenen 
Verhältnis zu den Mängeln und den voraussichtli-
chen Kosten der Nacherfüllung (insbesondere ei-
ner Mängelbeseitigung) steht. Der Auftraggeber ist 
nicht berechtigt, Ansprüche und Rechte wegen 
Mängeln geltend zu machen, wenn der Auftragge-
ber fällige Zahlungen nicht geleistet hat und der fäl-
lige Betrag in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem Wert der - mit Mängeln behafteten - Lieferung 
bzw. Arbeiten steht. 

(5) Für den Fall, dass der Auftraggeber seine Bestel-
lung bereits vor Erhalt unserer Übergabeanzeige – 
aus welchen Gründen auch immer - widerruft, gilt 
eine Vertragsstrafe von 10% des Auftragswertes 
als vereinbart. Darüber hinaus stehen uns Scha-
denersatzansprüche nach den gesetzlichen Vor-
schriften zu. 

§ 7 Eigentumsvorbehalt 

(6) Bis zur vollständigen Bezahlung aller gegenwärti-
gen und künftigen Forderungen aus dem Kaufver-
trag und einer laufenden Geschäftsbeziehung -ge-
sicherte Forderungen- behält sich der Verkäufer 
das Eigentum an den verkauften Waren vor. 

(7) Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren 
dürfen vor vollständiger Bezahlung der gesicher-
ten Forderungen weder an Dritte verpfändet, noch 
zur Sicherheit übereignet werden. Der Auftragge-
ber hat den Verkäufer unverzüglich schriftlich zu 
benachrichtigen, wenn ein Antrag auf Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit Zu-
griffe Dritter -z.B. Pfändungen- auf die dem Ver-
käufer gehörenden Waren erfolgen. 

(8) Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftragge-
bers, insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen 
Kaufpreises, ist der Verkäufer berechtigt, nach den 
gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzu-
treten oder/und die Ware auf Grund des Eigen-
tumsvorbehalts heraus zu verlangen. Das Heraus-
gabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklä-
rung des Rücktritts; der Verkäufer ist vielmehr be-
rechtigt, lediglich die Ware heraus zu verlangen 
und sich den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der 
Auftraggeber den fälligen Kaufpreis nicht, darf der 
Verkäufer diese Rechte nur geltend machen, wenn 
er dem Auftraggeber zuvor erfolglos eine ange-
messene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder 
eine derartige Fristsetzung nach den gesetzlichen 
Vorschriften entbehrlich ist. 

(9) Der Auftraggeber ist bis auf Widerruf gemäß unten 
(c) befugt, die unter Eigentumsvorbehalt stehen-
den Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
weiter zu veräußern und/oder zu verarbeiten. In 
diesem Fall gelten ergänzend die nachfolgenden 
Bestimmungen. 
 

a. Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die 
durch Verarbeitung, Vermischung oder Verbin-
dung unserer Waren entstehenden Erzeug-
nisse zu deren vollem Wert, wobei der Verkäu-
fer als Hersteller gilt. Bleibt bei einer Verarbei-
tung, Vermischung oder Verbindung mit Waren 
Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so er-
wirbt der Verkäufer Miteigentum im Verhältnis 
der Rechnungswerte der verarbeiteten, ver-
mischten oder verbundenen Waren. Im Übrigen 
gilt für das entstehende Erzeugnis das Gleiche 
wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte 
Ware. 

b. Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder 
des Erzeugnisses entstehenden Forderungen 
gegen Dritte tritt der Auftraggeber schon jetzt 
insgesamt bzw. in Höhe des etwaigen Miteigen-
tumsanteils gemäß vorstehendem Absatz zur 
Sicherheit an den Verkäufer ab. Der Verkäufer 
nimmt die Abtretung an. Die in Abs. 2 genann-
ten Pflichten des Käufers gelten auch in Anse-
hung der abgetretenen Forderungen. 

c. Zur Einziehung der Forderung bleibt der Auf-
traggeber neben dem Verkäufer ermächtigt. 
Der Verkäufer verpflichtet sich, die Forderung 
nicht einzuziehen, solange der Auftraggeber 
seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
dem Verkäufer nachkommt, kein Mangel seiner 
Leistungsfähigkeit vorliegt und der Auftragge-
ber den Eigentumsvorbehalt nicht durch Aus-
übung eines Rechts gem. Abs. 3 geltend 
macht. Ist dies aber der Fall, so kann der Ver-
käufer verlangen, dass der Auftraggeber dem 
Verkäufer die abgetretenen Forderungen und 
deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug 
erforderlichen Angaben macht, die dazugehöri-
gen Unterlagen aushändigt und den Schuld-
nern (Dritten) die Abtretung mitteilt. Außerdem 
ist der Verkäufer in diesem Fall berechtigt, die 
Befugnis des Auftraggebers zur weiteren Ver-
äußerung und Verarbeitung der unter Eigen-
tumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 

d. Übersteigt der realisierbare Wert der Sicher-
heiten die Forderungen des Verkäufers um 
mehr als 10%, wird der Verkäufer auf Verlan-
gen des Auftraggebers Sicherheiten nach Wahl 
des Verkäufers freigeben. 
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§ 7 Gewährleistung, Sachmängel 

(1) Die Gewährleistungsfrist beträgt ein Jahr ab Liefe-
rung oder, soweit eine Abnahme erforderlich ist, ab 
der Abnahme. Diese Frist gilt nicht für Schadens-
ersatzansprüche des Auftraggebers aus der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-
sundheit oder aus vorsätzlichen oder grob fahrläs-
sigen Pflichtverletzungen des Verkäufers oder sei-
ner Erfüllungsgehilfen, welche jeweils nach den 
gesetzlichen Vorschriften verjähren. 

(2) Die gelieferten Gegenstände sind unverzüglich 
nach Ablieferung an den Auftraggeber oder an den 
von ihm bestimmten Dritten sorgfältig zu untersu-
chen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher Män-
gel oder anderer Mängel, die bei einer unverzügli-
chen, sorgfältigen Untersuchung erkennbar gewe-
sen wären, als vom Käufer genehmigt, wenn dem 
Verkäufer nicht binnen sieben Werktagen nach Ab-
lieferung eine schriftliche Mängelrüge zugeht. Hin-
sichtlich anderer Mängel gelten die Liefergegen-
stände als vom Käufer genehmigt, wenn die Män-
gelrüge dem Verkäufer nicht binnen sieben Werk-
tagen nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem sich der 
Mangel zeigte; war der Mangel bei normaler Ver-
wendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt of-
fensichtlich, ist jedoch dieser frühere Zeitpunkt für 
den Beginn der Rügefrist maßgeblich. Auf Verlan-
gen des Verkäufers ist ein beanstandeter Lieferge-
genstand frachtfrei an den Verkäufer zurückzusen-
den. Bei berechtigter Mängelrüge vergütet der Ver-
käufer die Kosten des günstigsten Versandweges; 
dies gilt nicht, soweit die Kosten sich erhöhen, weil 
der Liefergegenstand sich an einem anderen Ort 
als dem Ort des bestimmungsgemäßen Ge-
brauchs befindet. 

(3) Bei Sachmängeln der gelieferten Gegenstände ist 
der Verkäufer nach seiner innerhalb angemesse-
ner Frist zutreffenden Wahl zunächst zur Nachbes-
serung oder Ersatzlieferung verpflichtet und be-
rechtigt. Im Falle des Fehlschlagens, d.h. der Un-
möglichkeit, Unzumutbarkeit, Verweigerung oder 
unangemessenen Verzögerung der Nachbesse-
rung oder Ersatzlieferung, kann der Auftraggeber 
vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis an-
gemessen mindern. 

(4) Beruht ein Mangel auf dem Verschulden des Ver-
käufers, kann der Auftraggeber unter den in § 9 be-
stimmten Voraussetzungen Schadensersatz ver-
langen. 

(5) Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die 
der Verkäufer aus lizenzrechtlichen oder tatsächli-
chen Gründen nicht beseitigen kann, wird der Ver-
käufer nach seiner Wahl seine Gewährleistungs-
ansprüche gegen die Hersteller und Lieferanten für 
Rechnung des Auftraggebers geltend machen o-
der an den Auftraggeber abtreten. Gewährleis-
tungsansprüche gegen den Verkäufer bestehen 

bei derartigen Mängeln unter den sonstigen Vo-
raussetzungen und nach Maßgabe dieser Allge-
meinen Lieferbedingungen nur, wenn die gerichtli-
che Durchsetzung der vorstehend genannten An-
sprüche gegen den Hersteller und Lieferanten er-
folglos war oder, bspw. aufgrund einer Insolvenz, 
aussichtslos ist. Während der Dauer des Rechts-
streits ist die Verjährung der betreffenden Gewähr-
leistungsansprüche des Auftraggebers gegen den 
Verkäufer gehemmt. 

(6) Die Gewährleistung entfällt, wenn der Auftragge-
ber ohne Zustimmung des Verkäufers den Liefer-
gegenstand ändert oder durch Dritte ändern lässt 
und die Mängelbeseitigung hierdurch unmöglich o-
der unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat 
der Auftraggeber die durch die Änderung entste-
henden Mehrkosten der Mängelbeseitigung zu tra-
gen. 

(7) Eine im Einzelfall mit dem Auftraggeber verein-
barte Lieferung gebrauchter Gegenstände erfolgt 
unter Ausschluss jeglicher Gewährleistung für 
Sachmängel. 

§ 8 Schutzrechte 

(1) Der Verkäufer steht nach Maßgabe dieses § 8 da-
für ein, dass der Liefergegenstand frei von gewerb-
lichen Schutzrechten oder Urheberrechten Dritter 
ist. Jeder Vertragspartner wird den anderen Ver-
tragspartner unverzüglich schriftlich benachrichti-
gen, falls ihm gegenüber Ansprüche wegen der 
Verletzung solcher Rechte geltend gemacht wer-
den. 

(2) In dem Fall, dass der Liefergegenstand ein ge-
werbliches Schutzrecht oder Urheberrecht eines 
Dritten verletzt, wird der Verkäufer nach seiner 
Wahl und auf seine Kosten den Liefergegenstand 
derart abändern oder austauschen, dass keine 
Rechte Dritter mehr verletzt werden, der Lieferge-
genstand aber weiterhin die vertraglich vereinbar-
ten Funktionen erfüllt, oder dem Auftraggeber 
durch Abschluss eines Lizenzvertrages mit dem 
Dritten das Nutzungsrecht verschaffen. Gelingt 
dem Verkäufer dies innerhalb eines angemesse-
nen Zeitraums nicht, ist der Auftraggeber berech-
tigt, von dem Vertrag zurückzutreten oder den 
Kaufpreis angemessen zu mindern. Etwaige 
Schadensersatzansprüche des Auftraggebers un-
terliegen den Beschränkungen des § 9 dieser All-
gemeinen Lieferbedingungen. 

(3) Bei Rechtsverletzungen durch vom Verkäufer ge-
lieferte Produkte anderer Hersteller wird der Ver-
käufer nach seiner Wahl seine Ansprüche gegen 
die Hersteller und Vorlieferanten für Rechnung des 
Auftraggebers geltend machen oder an den Auf-
traggeber abtreten. Ansprüche gegen den Verkäu-
fer bestehen in diesen Fällen nach Maßgabe die-
ses § 8 nur, wenn die gerichtliche Durchsetzung 

der vorstehend genannten Ansprüche gegen die 
Hersteller und Vorlieferanten erfolglos war oder, 
bspw. aufgrund einer Insolvenz, aussichtslos ist. 

§ 9 Haftung auf Schadensersatz wegen Verschul-
dens 

(1) Die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz, 
gleich aus welchem Rechtsgrund, insbes. aus Un-
möglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher 
Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung von 
Pflichten bei Vertragsverhandlungen und uner-
laubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf 
ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe dieses 
§ 9 eingeschränkt. 

(2) Der Verkäufer haftet nicht im Falle einfacher Fahr-
lässigkeit seiner Organe, gesetzlichen Vertreter, 
Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, 
soweit es sich nicht um eine Verletzung vertrags-
wesentlicher Pflichten handelt. Vertragswesentlich 
sind die Verpflichtung zur rechtzeitigen Lieferung 
und Installation des Liefergegenstands, dessen 
Freiheit von Rechtsmängeln sowie solchen Sach-
mängeln, die seine Funktionsfähigkeit oder Ge-
brauchstauglichkeit mehr als nur unerheblich be-
einträchtigen, sowie Beratungs-, Schutz- und Ob-
hutspflichten, die dem Auftraggeber die vertrags-
gemäße Verwendung des Liefergegenstands er-
möglichen sollen oder den Schutz von Leib oder 
Leben von Personal des Auftraggebers oder den 
Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen 
Schäden bezwecken. 

(3) Soweit der Verkäufer gem. § 9 (2) dem Grunde 
nach auf Schadensersatz haftet, ist diese Haftung 
auf Schäden begrenzt, die der Verkäufer bei Ver-
tragsschluss als mögliche Folge einer Vertragsver-
letzung vorausgesehen hat oder die er bei Anwen-
dung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen 
müssen. Mittelbare Schäden und Folgeschäden, 
die Folge von Mängeln des Liefergegenstands 
sind, sind außerdem nur ersatzfähig, soweit solche 
Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwendung 
des Liefergegenstands typischerweise zu erwarten 
sind. 

(4) Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -be-
schränkungen gelten in gleichem Umfang zuguns-
ten der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestell-
ten und sonstigen Erfüllungsgehilfen des Verkäu-
fers. 

(5) Soweit der Verkäufer technische Auskünfte gibt o-
der beratend tätig wird und diese Auskünfte oder 
Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, ver-
traglich vereinbarten Leistungsumfang gehören, 
geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss 
jeglicher Haftung. 

(6) Die Einschränkungen dieses § 9 gelten nicht für 
die Haftung des Verkäufers wegen vorsätzlichen 

Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerk-
male, wegen Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit oder nach dem Produkthaf-
tungsgesetz. 

§ 10 Schlussbestimmungen 

(1) Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen oder hat er in der 
Bundesrepublik Deutschland keinen allgemeinen 
Gerichtsstand, so ist Gerichtsstand für alle etwai-
gen Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung 
zwischen dem Verkäufer und dem Auftraggeber 
nach Wahl des Verkäufers der Sitz des Unterneh-
mens des Verkäufers oder der Sitz des Unterneh-
mens des Auftraggebers. Für Klagen gegen den 
Verkäufer ist in diesen Fällen der Sitz des Verkäu-
fers ausschließlicher Gerichtsstand. Zwingende 
gesetzliche Bestimmungen über ausschließliche 
Gerichtsstände bleiben von dieser Regelung unbe-
rührt. 

(2) Die Beziehungen zwischen dem Verkäufer und 
dem Auftraggeber unterliegen ausschließlich dem 
Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das Über-
einkommen der Vereinten Nationen über Verträge 
über den internationalen Warenkauf vom 
11.4.1980 (CISG) gilt nicht. 

(3) Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Liefer-
bedingungen Regelungslücken enthalten, gelten 
zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich 
wirksamen Regelungen als vereinbart, welche die 
Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielset-
zungen des Vertrages und dem Zweck dieser All-
gemeinen Lieferbedingungen vereinbart hätten, 
wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten. 

 

 

 


